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Allgemeine Vertragsbedingungen 
te Ausführungen von Garniſonbauten. 
1. Gegenſtand des Vertrages. 
Den Gegenſtand des Unternehmens bildet die 
im Vertrage zu bezeichnende Leiſtung Im Einzelnen 
beſtimmt ſich Art und Umfang der dem Unternehmer 
obl egenden Verpflichtungen nach den Verdingungs⸗ 
anſchlägen, den zugehörigen Zeichnungen und ſonſtigen 
uls zum Vertrage gehörig bezeichneten Unterlagen. 
Die in den Verdingungsanſchlägen angenommenen 
Vorderſätze unterliegen jedoch denjenigen Aenderungen, 
welche — ohne weſentliche Abweichung von den dem 
Vertrage zu Grunde gelegten Bauentwürfen — bei 
der Ausführung der betreffenden Bauwerke ſich ergeben. 

Abänderungen der Bauentwürfe ſelbſt anzu⸗ 
ordnen, bleibt der Bauleitung vorbehalten. 
Leiſtungen, welche in den Bauentwürfen nicht vor⸗ 
geſehen ſind, können dem Unternehmer nur mit 
ſeiner Zuſtimmung übertragen werden 
. Berechnung der Vergütung. 
„Die dem Unternehmer zukommende Vergütung 
wird nach den wirklichen Leiſtungen unter Zugrunde⸗ 
legung der vertragsmäßigen Einheitspreiſe berechnet. 
Dieſe Einheitspreiſe ſind auch maßgebend, wenn der 
Unternehmer, mit dem ein Vertrag abgeſchloſſen ift, 
gleichartige, im Koſtenanſchlage nicht vorgeſehene 
Leiſtungen ausführt. Abweichungen hiervon ſind 
zu begründen. N 

Die Vergütung für Tagelohnarbeiten erfolgt 
nach den vertragsmäßig vereinbarten Lohnſätzen. 

3. Ausſchluß einer beſonderen Vergütung 
für Nebenleiſtungen, Vorhalten von 
Werkzeug, Geräthen, Rüſtungen. 

Inſoweit in den Verdingungsanſchlägen für 
Nebenleiſtungen ſowie für das Vorhalten von Werk⸗ 
zeug und Geräthen, Rüſtungen u. ſ. w. nicht 
beſondere Preisanſätze vorgeſehen find, umfaſſen die 
vereinbarten Preiſe und Tagelohnſätze zugleich die 
Vergütung für die zur planmäßigen Herſtellung des 


für d 


Bauwerks gehörenden Nebenleiſtungen aller Art, 
insbeſondere auch für die Heranſchaffung der zu den 
Bauarbeiten erforderlichen Materialien aus den auf 
der Bauſtelle befindlichen Lagerplätzen nach der Ver⸗ 
wendungsſtelle am Bau, ſowie die Entſchädigung 
für Vorhaltung von Werkzeug, Geräthen u. ſ. w. 

Auch die Geſtellung der zu den Abſteckungen, 
Höhenmeſſungen und Abnahmevermeſſungen erforder: 
lichen Arbeitskräfte und Geräthe liegt dem Unter⸗ 
nehmer ob, ohne daß demſelben eine beſondere 
Entſchädigung hierfür gewährt wird. 

4. Mehrleiſtung gegen den Vertrag. 

Ohne ausdrückliche ſchriftliche Anordnung oder 
Genehmigung des Garniſon-Baubeamten darf der 
Unternehmer keinerlei vom Vertrage abweichende 
oder im Verdingungsanſchlage nicht vorgeſehene 
Leiſtungen ausführen. 

Dieſem Verbot zuwider von dem Unternehmer 
bewirkte Leiſtungen iſt die Bauleitung befugt, auf 
deſſen Gefahr und Koſten wieder beſeitigen zu laſſen; 
auch hat der Unternehmer nicht nur keinerlei Ver⸗ 
gütung für derartige Leiſtungen zu beanſpruchen, ſondern 
muß auch für allen Schaden aufkommen, welcher etwa 
durch dieſe Abweichungen vom Vertrage entſtanden iſt. 

5. Minderleiſtung gegen den Vertrag. 

Bleiben die ausgeführten Leiſtungen zufolge 
der von dem Garniſon⸗Baubeamten getroffenen 
Anordnungen unter einer im Vertrage feſtverdungenen 
Menge zurück, ſo hat der Unternehmer Anſpruch 
auf den Erſatz des ihm nachweislich hieraus 
entſtandenen wirklichen Schadens. 

6. Beginn, Fortführung und Vollendung 
der Leiſtungen, Verſäumnißſtrafe, "Auf: 
graben von Alterthümern. 

Der Beginn, die Fortführung und Vollendung 
der Arbeiten und Lieferungen hat nach den in 
den beſonderen Bedingungen feſtgeſetzten Friſten zu 
erfolgen. 

Iſt über den Beginn der Leiſtung in den 
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beſonderen Bedingungen eine Vereinbarung nicht 
enthalten, ſo hat der Unternehmer ſpäteſtens 
14 Tage nach ſchriftlicher Aufforderung ſeitens des 
bauleitenden Beamten zu beginnen: 

Die Leiſtung muß im Verhältniß zu den 
bedungenen Vollendungsfriſten fortgeſetzt angemeſſen 
ge ördert werden. 

Die Zahl der zu verwendenden Arbeitskräfte und 
Geräthe, ſowie die Vorräthe an Materialien müſſen 
allezeit den übernommenen Leiſtungen entſprechen. 

Eine im Vertrage bedungene Verſäumnißſtrafe 
gilt nicht für erlaſſen, wenn die verſpätete Ver⸗ 
tragserfüllung ganz oder theilweiſe ohne Vorbehalt 
angenommen worden iſt. 

Eine tageweiſe zu berechnende Verſäumnißſtrafe 
für verſpätete Ausführung von Bauarbeiten bleibt 
für die in die Zeit einer Verzögerung fallenden 
Sonntage und allgemeinen Feiertage außer Anſatz. 

Wenn bei der Bauausführung durch Arbeiter 
des Unternehmers ꝛc. Alterthümer (Stein⸗ und Erd⸗ 
monumente, Gräberfelder, Reihengräber, Urnenfried⸗ 
höfe, Wendenkirchhöfe, Steinhäuſer, Hünengräber, 
Hünen⸗ oder Rieſenbetten, Anſiedlungsplätze, Ring⸗ 
wälle, Landwehren, Schanzen, Mauerreſte, Pfahl⸗ 
bauten, Bohlbrücken, Urnen und Thongefäße, Steine, 
Waffen und Geräthe aus Stein oder Metall, Münzen, 
Gegenſtände von Glas, Bernſtein und anderen 
Stoffen u. ſ. w. aus römischer, heidniſch⸗germaniſcher 
oder unbeſtimmbar vorgeſchichtlicher Zeit) aufgegraben 
werden ſollten, fo iſt der weiteren Bloßlegung Einhalt 
zu thun und dem bauleitenden Beamten ſofort Nach⸗ 
richt zu geben. Der Unternehmer iſt dafür verant⸗ 
wortlich, daß die Anlage und deren Inhalt in jeder 
möglichen Weiſe gegen Zerſtörung oder Veränderung 
bezw. gegen Veräußerung oder Entfremdung der 
dabei gewonnenen Fundſtücke geſchützt wird 

7. Hinderungen der Bauausführung. 

Glaubt der Unternehmer ſich in der ordnungs⸗ 
mäßigen Fortführung der übernommenen Leiſtungen 
durch Anordnungen des Garniſon⸗Baubeamten oder 
des bauleitenden Beamten, durch höhere Gewalt oder 
durch andere zwingende Umſtände oder durch das 
nicht gehörige Fortſchreiten der Leiſtungen anderer 
Unternehmer behindert, ſo erſtattet er bei dem bau⸗ 
leitenden Beamten hiervon ſofort ſchriftliche Anzeige. 

Andernfalls werden ſchon wegen der unterlaſſenen 
Anzeige keinerlei auf die betreffenden angeblich 
hindernden Umſtände begründete Anſprüche oder 
Einwendungen zugelaſſen. 

Nach Beſeitigung derartiger Hinderungen ſind 
die Leiſtungen ohne weitere Aufforderung ungeſäumt 
wieder aufzunehmen. 

Der Aufſichtsbehörde bleibt vorbehalten, falls 
die bezüglichen Beſchwerden des Unternehmers für 
begründet zu erachten ſind, eine angemeſſene Ver⸗ 
längerung der im Vertrage feſtgeſetzten Vollendungs⸗ 
friſten — längſtens bis zur Dauer der betreffenden 
Arbeitshinderung — zu bewilligen. 


Für die bei Eintritt einer Unterbrechung der 
Bauausführung bereits ausgeführten Leiſtungen erhält 
der Unternehmer die den vertragsmäßig bedungenen 
Preiſen entſprechende Vergütung. Iſt für verſchieden⸗ 
werthige Leiſtungen ein nach dem Durchſchnitt 
bemeſſener Einheitspreis vereinbart, ſo iſt, unter 
Berückſichtigung des höheren oder geringeren Werthes 
der ausgeführten Leistungen gegenüber den noch 
rückſtändigen, ein von dem verabredeten Durchſchnitts⸗ 
preis entſprechend abweichender neuer Einheitspreis 
für das Geleiſtete beſonders zu ermitteln und danach 
die zu gewährende Vergütung zu berechnen. 

Außerdem kann der Unternehmer im Fall einer 
Unterbrechung oder gänzlichen Abſtandnahme von der 
Bauausführung den Erſatz des ihm nachweislich 
entſtandenen wirklichen Schadens beanſpruchen, wenn 
die Fortſetzung des Baues durch Umſtände, welche 
von der Aufſichtsbehörde oder deren Organen zu 
vertreten ſind, gehindert wird. 

Eine Entſchädigung für entgangenen Gewinn 
kann in keinem Falle beanſprucht werden. 

In gleicher Weiſe iſt der Unternehmer zum 
Schadenerſatz verpflichtet, wenn die Fortführung 
des Baues durch einen von ihm zu vertretenden 
Umſtand gehindert wird 

Auf die gegen den Unternehmer geltend zu 
machenden Schadenerſatzforderungen kommen die etwa 
eingezogenen oder verwirkten Verſäumnißſtrafen in 
Anrechnung. Iſt die Schadenerſatzforderung niedriger 
als die Verſäumnißſtrafe, ſo kommt nur die letztere 
zur Einziehung. 

Dauert die Unterbrechung der Bauausführung 
länger als 6 Monate, ſo ſteht jeder der beiden 
Vertragsparteien der Rücktritt vom Vertrage frei. 
Die Rücktrittserklärung muß ſchriftlich und ſpäteſtens 
14 Tage nach Ablauf jener 6 Monate dem anderen 
Theile zugeſtellt werden; andernfalls bleibt — un⸗ 
beſchadet der inzwiſchen etwa erwachſenen Anſprüche 
auf Schadenerſatz oder Verſäumnißſtrafe — der 
Vertrag mit der Maßgabe in Kraft, daß die in 
demſelben ausbedungene Vollendungsfriſt um die 
Dauer der Bauunterbrechung verlängert wird. 

8. Güte der Leiſtung. 

Die Leiſtungen müſſen den beſten Regeln der 
Baukunſt und den beſonderen Beſtimmungen des 
Verdingungsanſchlages und des Vertrages entſprechen. 

Bei den Arbeiten dürfen nur tüchtige und geübte 
Arbeiter beſchäftigt werden. 

Leiſtungen, welche der Garniſon⸗Baubeamte den 
gedachten Bedingungen nicht entſprechend findet, ſind 
ſofort zu befeitigen und durch untadelhafte zu erſetzen. 
Für hierbei entſtehende Koſten und Verluſte an 
Materialien hat der Unternehmer die Baukaſſe 
ſchadlos zu halten. 

Arbeiter, welche nach dem Urtheile der Bau⸗ 
leitung untüchtig oder zur Beſchäftigung auf fiska⸗ 
liſchen Bauſtellen ungeeignet find, müſſen auf Ber’ 
langen entlaſſen und durch andere erſetzt werden. 
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Materialien, welche dem Anſchlage bezw. den 
beſonderen Bedingungen oder den dem Vertrage zu 
Grunde gelegten Proben nicht entſprechen, find auf 
Anordnung des Garniſon⸗Baubeamten innerhalb einer 
von ihm zu beſtimmenden Friſt von der Bauſtelle 
zu entfernen. 

„Dem von dem Unternehmer als Bezugsquelle 
bezeichneten Fabrikanten wird von dem bauleitenden 
eamten Mittheilung gemacht, wenn ſich Anſtände 
bezüglich der Ausführung der betreffenden Lieferungen 
ergeben. N 

Behufs Ueberwachung ſteht dem Garniſon⸗Bau⸗ 
beamten oder den von demſelben zu beauftragenden 
Perſonen jederzeit während der Arbeitsſtunden der 
Zutritt zu den Arbeitsplätzen und Werkſtätten frei, 
in welchen zu dem Unternehmen gehörige Arbeiten 
angefertigt 5 om 

9. Vom Unternehmer verlangte 
a) Aus kunft über Verträge mtb 
\ werkern u. ſ. w. 
b) Erklärung hinſichtlich Unterlaſſung von 

2, cenken u. ſ. w. an Angeſtellte. 

10 zer Unternehmer hat dem bauleitenden Beamten 
über die mit Handwerkern und Arbeitern in Betreff 
ber Ausführung der Arbeit geſchloſſenen Verträge 
jederzeit auf Erfordern Auskunft zu ertheilen. 

ee Unternehmer ift ferner verpflichtet, für die 
Krrichtung einer Baukrankenkaſſe für die auf dem 
1 beſchäftigten Arbeiter Sorge zu tragen bezw. 
94 75 nach Maßgabe des Krankenverſicherungsgeſetzes 
5 einer Krankenkaſſe, ſowie in Gemäßheit des 
Unfallverſicherungsgeſetzes gegen Unfall zu verſichern. 
Unternehmer haftet der Militärverwaltung für Aus⸗ 
führung dieſer Beſtimmungen, ſowie auch für alle 
Nachtheile, welche der genannten Verwaltung etwa 
durch Unterlaſſung in Beziehung auf die vorgedachten 
Geſetze entſtehen, mit dem von ihm hinterlegten 


Haftgelde, owi i i übri 2 
mig ſowie mit ſeinem ganzen übrigen Ver 


„In gleicher Weiſe haftet der Unternehmer der 
een in Erfüllung ſämmtlicher dem⸗ 
ſelben als Arbeitgeber durch das Invalidenverſiche⸗ 
rungsgeſetz auferlegten Verpflichtungen 
mate ene ede 
le ene Ver i 
eee Ak a ans abs 

egen Unterlaſſung von Ge 1 
wendung von Vortheilen an Beate 05 5 — 
der Unternehmer eine Erklärung nach beſtimmtem 
Muſter zu unterzeichnen. 

10. Entziehung der Leiſtung. 

. Die Stelle, welche den Zuſchlag ertheilt hat, 
iſt berechtigt, den Vertrag aufzuheben, wenn ſich nach 
Abſchluß desſelben herausſtellt, daß der Unternehmer 
vorher mit Anderen Verabredungen behufs Ent⸗ 
der 2 von der Verdingung oder ſonſt zum Schaden 
3 Baukaſſe getroffen hatte; dleſelbe Stelle iſt befugt, 

in Unternehmer die Arbeiten und Lieferungen ganz 


oder theilweiſe zu entziehen, ſowie den noch nicht 
vollendeten Theil auf ſeine Koſten ausführen zu laſſen 
oder ſelbſt für ſeine Rechnung auszuführen, wenn 
a) feine Leiſtungen untüchtig find, oder 
b) die Arbeiten nach Maßgabe der verlaufenen 
Zeit nicht genügend gefördert ſind, oder 
c) der Unternehmer den gemäß 9. getroffenen 

Anordnungen nicht nachkommt. 

Vor der Entziehung der Leiſtung iſt der Unter⸗ 
nehmer durch eingeſchriebenen Brief bezw. Brief 
gegen Behändigungsſchein unter Androhung der 
Entziehung zur Beſeitigung der vorliegenden 
Mängel, bezw. zur Befolgung der getroffenen An⸗ 
ordnungen unter Bewilligung einer angemeſſenen 
Friſt aufzufordern. 

Von der verfügten Entziehung wird dem Unter⸗ 
nehmer durch eingeſchriebenen Brief bezw. Brief gegen 
Behändigungsſchein Eröffnung gemacht. 

Auf die Berechnung der für die ausgeführten 
Leiſtungen dem Unternehmer zuſtehenden Vergütung 
und den Umfang der Verpflichtung desſelben zum 
Schadenerſatz finden die Beſtimmungen in 7. gleich⸗ 
mäßige Anwendung. 

Nach beendeter Leiſtung wird dem Unternehmer 
eine Abrechnung über die für ihn ſich ergebende 
Forderung und Schuld mitgetheilt. 

Abſchlagszahlungen können im Falle der Ent⸗ 
ziehung dem Unternehmer nur innerhalb desjenigen 
Betrages gewährt werden, welcher als ſicheres Gut⸗ 
haben desſelben unter Berückſichtigung der entſtandenen 
Gegenanſprüche ermittelt iſt. 

11. Ordnungsvorſchriften. 

Der Unternehmer oder deſſen Vertreter muß 
ſich zufolge Aufforderung des bauleitenden Beamten 
auf der Bauſtelle einfinden, ſo oft nach dem Ermeſſen 
des letzteren die zu treffenden baulichen Anordnun zen 
ein mündliches Benehmen auf der Bauſtelle erforder⸗ 
lich machen. Die ſämmtlichen auf dem Bau be⸗ 
ſchäftigten Bevollmächtigten, Gehülfen und Arbeiter 
des Unternehmers ſind bezüglich der Bauausführung 
und der Aufrechterhaltung der Ordnung auf dem 
Bauplatze den Anordnungen des bauleitenden Beamten 
bezw. deſſen Stellvertreter unterworfen. Im Falle 
des Ungehorſams kann ihre ſofortige Entfernung von 
der Bauſtelle verlangt werden. 

Der Unternehmer hat, wenn nicht ein Anderes 
ausdrücklich vereinbart worden iſt, für das Unter⸗ 
kommen ſeiner Arbeiter, inſoweit dies von dem bau⸗ 
leitenden Beamten für erforderlich erachtet wird, ſelbſt 
zu ſorgen. Er muß für ſeine Arbeiter auf eigene 
Koſten an den ihm angewieſenen Orten die nöthigen 
Abtritte herſtellen, ſowie für deren regelmäßige Reini⸗ 
gung, Desinfektion und demnächſtige Beſeitigung 
Sorge tragen. 

Für die Bewachung ſeiner Gerüſte, Werkzeuge, 
Geräthe, ſowie feiner auf der Bauſtelle lagernden 
Materialien Sorge zu tragen, iſt lediglich Sache 
des Unternehmers. 
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12. Mitbenutzung von Rüſt ungen. 

Die von dem Unternehmer hergeſtellten Rüſtungen 
ſind während ihres Beſtehens auch anderen Bau⸗ 
handwerkern unentgeltlich zur Benutzung zu über⸗ 
laſſen. Aenderungen an den Rüſtungen im Intereſſe 
der bequemeren Benutzung ſeitens der übrigen Bau⸗ 
handwerker vorzunehmen, iſt der Unternehmer nicht 
verpflichtet. 

13. Beobachtung polizeilicher Vorſchriften, 
Haftung des Unternehmers für ſeine 
Angeſtellten. 

Für die Befolgung der bei Bauaus führungen 
zu beobachtenden polizeilichen Vorſchriften und der 
etwa beſonders ergehenden polizeilichen Anordnungen 
iſt der Unternehmer für den ganzen Umfang ſeiner 
vertragsmäßigen Verpflichtungen verantwortlich. 
Koſten, welche ihm dadurch erwachſen, ſowie Koſten 
der Arbeiterverſicherung können der Baukaſſe nicht 
in Rechnung geſtellt werden. 

Der Unternehmer trägt insbeſondere die Ver⸗ 
antwortung für die gehörige Stärke und ſonſtige 
Tüchtigkeit der Rüſtungen. Dieſer Verantwortungen 
unbeſchadet iſt er aber auch verpflichtet, eine von 
dem bauleitenden Beamten angeordnete Ergänzung 
und Verſtärkung der Rüſtungen unverzüglich und 
auf eigene Koſten zu bewirken. 

Auch hat der Unternehmer die zur Verhütung 
von Unfällen ſonſt noch erforderlichen Schutzvor⸗ 
kehrungen an ſeinen Arbeiten, ſolange ſich dieſe in 
unvollendetem Zuſtande befinden, auf eigene Koſten 
und eigene Verantwortung zu treffen. 

Für alle Anſprüche, die wegen einer ihm ſelbſt 
oder ſeinen Bevollmächtigten, Gehülfen oder Arbeitern 
zur Laſt fallenden Vernachläſſigung polizeilicher Vor⸗ 
ſchriften an die Verwaltung erhoben werden, hat der 
Unternehmer in jeder Hinſicht aufzukommen. 

Ueberhaupt haftet er in Ausführung des Ver⸗ 
trages für alle Handlungen und Unterlaſſungen 
ſeiner Bevollmächtigten, Gehülfen und Arbeiter per⸗ 
ſönlich. Er hat insbeſondere jeden Schaden an 
Perſon oder Eigenthum zu vertreten, welcher durch 
ihn oder ſeine Organe Dritten oder der Baukaſſe 
zugefügt wird. 

14. Aufmeſſung während des Baues und 
Abnahme. 

Der bauleitende Beamte iſt berechtigt, zu ver⸗ 
langen, daß über alle ſpäter nicht mehr nachzu⸗ 
meſſenden Leiſtungen von beiderſeits Beauftragten 
während der Ausführung gegenſeitig anzuerkennende 
Aufzeichnungen gemacht werden, welche demnächſt der 
Berechnung zu Grunde zu legen ſind. 

Von der Vollendung der Leiſtungen hat der 
Unternehmer dem bauleitenden Beamten durch ein⸗ 
geſchriebenen Brief Anzeige zu machen, worauf der 
Termin für die Abnahme mit thunlichſter Beſchleuni⸗ 
gung anberaumt und dem Unternehmer ſchriftlich 
gegen Behändigungsſchein oder mitteljt eingeſchriebenen 
Briefes bekannt gegeben wird. 


Ueber die Abnahme wird in der Regel eine 
Verhandlung aufgenommen; auf Verlangen des 
Unternehmers muß dies geſchehen. Die Verhandlung 
iſt von dem Unternehmer bezw dem für denſelben 
etwa erſchienenen Stellvertreter mitzuvollziehen. 

Von der über die Abnahme aufgenommenen 
Verhandlung wird dem Unternehmer auf Verlangen 
beglaubigte Abſchrift mitgetheilt. 

Erſcheint in dem zur Abnahme anberaumten 
Termine, gehöriger Benachrichtigung ungeachtet, weder 
der Unternehmer ſelbſt, noch ein Bevollmächtigter 
desſelben, ſo gelten die durch die Organe der bau- 
leitenden Behörde bewirkten Aufzeichnungen als an⸗ 
erkannt. 

Auf die Feſiſtellung des von dem Unternehmer 
Geleiſteten finden im Falle der Entziehung (10.) 
dieſe Beſtimmungen gleichmäßige Anwendung. 

Müſſen Theilleiſtungen ſofort abgenommen 
werden, ſo bedarf es einer beſonderen Benachrichtigung 
des Unternehmers hiervon nicht, vielmehr iſt es Sache 
deöfelben, für feine Anweſenheit oder Vertretung bei 
der Abnahme Sorge zu tragen. 

15. Rechnungsaufſtellung. 

Bezüglich der formellen Aufſtellung der Rech⸗ 
nung, welche in Form, Ausdrucksweiſe, Bezeichnung 
der Räume und Reihenfolge der Anſätze, genau nach 
dem Verdingungsanſchlage einzurichten iſt, hat der 
Unternehmer den von dem bauleitenden Beamten 
geſtellten Anforderungen zu entſprechen. 

Etwaige Mehrarbeiten ſind in beſonderer Rech⸗ 
nung nachzuweiſen, unter deutlichem Hinweis auf 
die ſchriftlichen Vereinbarungen, welche bezüglich der⸗ 
ſelben getroffen ſind. 

16. Tagelohn rechnungen 

Werden im Auftrage des bauleitenden Beamten 
ſeitens des Unternehmers Arbeiten im Tagelohn 
ausgeführt, ſo iſt die Liſte der hierbei beſchäftigten 
Arbeiter dem bauleitenden Beamten oder deſſen Ver⸗ 
treter behufs Prüfung ihrer Richtigkeit täglich vor⸗ 
zulegen. Etwaige Ausſtellungen dagegen werden 
dem Unternehmer binnen längſtens 8 Tagen mit⸗ 
getheilt. 
Die Tagelohnrechnungen ſind längſtens von 2 
zu 2 Wochen dem bauleitenden Beamten einzu⸗ 
reichen. 

17. Zahlung. 

Die Schlußzahlung erfolgt auf die vom Unter⸗ 
nehmer einzureichende Koſtenrechnung alsbald nach 
vollendeter Prüfung und Feſtſtellung derſelben. 

Abſchlagszahlungen werden dem Unternehmer in 
angemeſſenen Friſten anf Antrag, nach Maßgabe 
des jeweilig Geleiſteten, bis zu der von dem Gar⸗ 
niſon⸗Baubeamten mit Sicherheit vertretbaren Höhe 
gewährt. 

Bleiben bei der Schlußabrechnung Meinungs⸗ 
verſchiedenheiten beſtehen, ſo ſoll das dem Unter⸗ 
nehmer unbeſtritten zuſtehende Guthaben demſelben 
gleichwohl nicht vorenthalten werden. 
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* Verzicht auf ſpätere Geltendmachung 
aller nicht ausdrücklich vorbehaltenen An: 
3 ſprüche. 
5 Vor Empfangnahme des als Reſtguthaben zur 
uszahlung angebotenen Betrages muß der Unter⸗ 
nehmer alle Anſprüche, welche er aus d m Vertrags⸗ 
verhältniß über die behördlicherſeits anerkannten hin⸗ 
aus etwa noch zu haben vermeint, beſtimmt be- 
zeichnen und ſich ſchriſtlich vorbehalten, widrigenfalls 
die Geltendmachung dieſer Anſprüche ſpäter ausge⸗ 


ſchloſſen iſt. 
Bu 90 — 7 05 Kaſſe. 

e Zahlungen erfolgen an der in den beſon— 
deren Bedingungen bezeichneten Kaſſe der Hehäde. 
Jahlang. Jo hann ken Gerate die Annahme der 

ung, er Betrag bei der zuſtändige 
d e Glegterungshauptkaſſe) ee 
5 Men 1 Rechnungslegung nicht aufzuhalten. 
ee 0 a e ſind der Verwahrungsſchein und die 
ran 5 ge über geleiſtete Abſchlagszahlungen 
schen a 8 Belag für den Rechnungsbetrag anzu⸗ 
und der on beizufügen. 
10 Haftpflicht. 
Die in den beſonderen Bedingt 
: g ingen des 5 
al vorgeſehene, in Ermangelung 1 75 ih den 
a gemeinen geſetzlichen Vorſchriften ſich beſtimmende 
155 5 105 AR dee obliegende Haft⸗ 
i ie Güte der Leiſtun innt mit de 
Zeitpunkte der Abnahme 1 enen 
Der 8 460 Satz 2 des Bin erlichen Geſetz⸗ 
en findet leine Anwendung, ee fe de 
W 0 Mangel unbeſchränkt, auch 
angel in rober äſſigkei : 
ben Seien mi ge grober Fahrläſſigkeit un⸗ 
. Bürge). 
| r aben nach dem Ermeſſen der Auf: 
ſichtsbe S i 2 5 
einge als Selbſtſchuldner in den Vertrag mit⸗ 
KaunSicherheitsſtellung (Kaution. 
Werth 8 a können in baarem Gelde, guten 
185 Paar Sparkaſſenbüchern oder nach dem Er⸗ 
meſſen der ufſichtsbehörde auch in ſichern — ge⸗ 
e m Seel beſtellt werden. * 
12, Jur Bestellung von Unternehmer⸗Kauti ü 
Hefen Kautionen für 
2 und Leiſtungen werden als geeignet an⸗ 
1) die Schuldverſchreibungen welch a 
bungen, e vom Deut 
Reiche oder von einem Deutſchen Li 
5 mit geſetzlicher Ermächtigung ausgeſtellt ſind 
) die Schuldverſchreibungen, deren Verzinſung 1 
dem Deutſchen Neiche oder von einem Deutſchen 
„Bundesſtaate geſetzlich gewährleiſtet iſt, 
3) Bean ben der zur Vermittelung der Ab⸗ 
ng von Renten in Preußen be “ 
Ventenbanten, a N 
die Schuldverſchreibungen, welche von deutſch 
ommunalen Korporationen (Provinzen, Kerlen 
emeinden 2c.) oder von deren Kreditanſtalten 


ausgeſtellt, und entweder ſeitens der Inhaber 

kündbar ſind, oder einer regelmäßigen Amorti⸗ 

ſation unterliegen, 

5) die Sparkaſſenbücher von öffentlichen, obrig⸗ 
keitlich beſtätigten Sparkaſſen, 

6) Sparkaſſenbücher von Privatſparkaſſen, Banken, 
Kreditgenoſſenſchaften und ſonſtigen privaten 
Anſtalken, ſofern durch ſorgfältige Prüfung feſt⸗ 
geitellt iſt, daß im Hinblick auf die Höhe des 
Sicherheitsbeſtellungsbetrages, die Dauer der zu 
gewährleiſtenden Verpflichtungen, ſowie die finan⸗ 
ziellen Grundlagen und organiſatoriſchen Ein⸗ 
richtungen der bezeichneten privaten Anſtalten, 
Sparkaſſenbücher derſelben als ausreichende 
Sicherheit angeſehen werden können, und 

7) ſichere Hypotheken und Pfandbriefe. 

(Eine Hypothek oder Grundſchuld iſt für ſicher 
zu erachten, wenn ſie bei ländlichen Grundſtücken 
innerhalb der erſten zwei Drittheile des durch ritter⸗ 
ſchaftliche, landſchaftliche, gerichtliche oder Steuertaxe, 
bei ſtädtiſchen innerhalb der erſten Hälfte des durch 
Taxe einer öffentlichen Feuerverſicherungs⸗Geſell⸗ 
ſchaft, oder durch gerichtliche Taxe zu ermittelnden 
Werthes, oder wenn ſie innerhalb des fünfzehnfachen 
Betrages des Grundſteuer⸗Reinertrages der Liegen⸗ 
ſchaft zu ſtehen kommt. 

Sicheren Hypotheken ſtehen im Sinne dieſer 
Vorſchriften die mit ſtaatlicher Genehmigung aus⸗ 
gegebenen Pfandbriefe und gleichartigen Schuld⸗ 
verſchreibungen ſolcher Kreditinſtitute gleich, welche 
durch Vereinigung von Grundbeſitzern gebildet, mit 
Korporationsrechten verſehen ſind und nach ihren 
Statuten die Beleihung von Grundſtücken auf die 
im vorangehenden Abſatz angegebenen Theile des 
Werthes derſelben zu beſchränken haben.) 

Die Annahme von Wechſeln erfolgt nur, wenn 
die Aufſichtsbehörde ſolche für ganz zweifellos ſicher 
erachtet. 

Baar hinterlegte Kautionen werden nicht ver⸗ 
ziuſt. Die Zinsſcheine von den Werthpapieren werden 
den Kautionsbeſtellern nur für die Zeiträume be⸗ 
laſſen, in welchen die Lieferungen oder Arbeiten 
muthmaßlich ausgeführt werden, bezw. auch für eine 
etwaige Haftpflichtzeit. Dagegen ſind mit der Kaution 
zuſammen zu hinterlegen: die in dieſer Zeit nicht 
fällig werdenden Zinsſcheine, die zugehörigen Talons 
bezw. diejenigen Zinsſcheine, an deren Inhaber die 
neue Zinsſchein⸗Serie ausgereicht wird. Für den 
Umtauſch der Anweiſungen (Talons), die Einlöfung 
und den Erſatz ausgelooſter Werthpapiere, ſowie den 
oh abgelaufener Wechſel hat der Unternehmer zu 
orgen. f 
Falls der Unternehmer in irgend einer Bezie⸗ 
hung ſeinen Verbindlichkeiten nicht nachkommt, kann 
die Behörde zu ihrer Schadloshaltung ſofort ohne 
vorherige Androhung die hinterlegten Werthpapiere 
und Wechſel an der Börſe oder durch einen öffent⸗ 
lich beſtellten Handelsmäkler veräußern bezw. einkaſſiren . 
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Die Rückgabe der Kaution, ſoweit dieſelbe für 
Verbindlichkeiten des Unternehmers nicht in Anſpruch 
zu nehmen iſt, erfolgt, nachdem der Unternehmer 
die ihm obliegenden Verpflichtungen vollſtändig erfüllt 
hat, und inſoweit die Kaution zur Sicherung der 
Haftverpflichtung dient, nachdem die Haftzeit abge⸗ 
laufen iſt. In Ermangelung anderweiter Verab⸗ 
redung gilt als bedungen, daß die Kaution in ganzer 
Höhe zur Deckung der Haftverbindlichkeit einzube⸗ 
halten iſt. 

23. Uebertragbarkeit des Vertrages. 

Ohne Zustimmung der Aufſichtsbehörde darf 
der Unternehmer ſeine vertragsmäßigen Ver⸗ 
pflichtungen nicht auf Andere übertragen. 

Verfällt der Unternehmer vor Erfüllung des 
Vertrages in Konkurs, ſo iſt dieſe Behörde berechtigt, 
den Vertrag mit dem Tage der Konkurseröffnung 
aufzuheben. Auch kann die Verwaltung den Vertrag 
ſofort auflöſen, wenn das Guthaben des Unternehmers 
ganz oder theilweiſe mit Arreſt belegt oder ge⸗ 
pfändet wird. 

Bezüglich der in dieſem Falle zu gewährenden 
Vergütung ſowie der Gewährung von Abſchlags- 
zahlungen finden die Beſtimmungen in 10. ſinnge⸗ 
mäße Anwendung. 

Für den Fall, daß der Unternehmer mit Tode 
abgehen ſollte, bevor der Vertrag vollſtändig erfüllt 
iſt, hat die Behörde die Wahl, ob ſie das Vertrags⸗ 
verhältniß mit den Erben deſſelben fortſetzen oder 
daſſelbe als aufgelöſt betrachten will. 

24. Austrag von Streitigkeiten. 

Ueber die aus dem Vertrage entſpringenden 
Streitigkeiten entſcheidet zunächſt die Aufſichtsbehörde. 

Die Entſcheidung dieſer Behörde gilt als aner⸗ 
kannt, falls der Unternehmer, welcher bei derſelben 
hierauf ausdrücklich hinzuweiſen iſt, nicht binnen 4 
Wochen vom Tage ihrer Zuſtellung ab ſchriftlich 
Widerſpruch erhebt. 

Der Streit berechtigt den Unternehmer keines⸗ 
falls, die weitere Erfüllung ſeiner Vertragsverbind⸗ 
lichkeiten zu verweigern oder zu verzögern. 

Wird Widerſpruch erhoben, dann ſind bezüglich 
techniſcher Fragen zwei Sachverſtändige, von denen 
jeder Theil einen zu wählen hat, zur Abgabe eines 
Gutachtens zu berufen. Ihr Ausſpruch ſoll maß⸗ 
gebend ſein, auch für ein etwaiges Verfahren vor 
den Gerichten. Die Sachverſtändigen dürfen weder 
zu der betreffenden Behörde, welche den Vertrag ab⸗ 
geſchloſſen hat, noch zu dem Unternehmer in einem 
Dienſt⸗ bezw. zu letzterem in einem Verwandtſchafts⸗ 
verhältniß ſtehen und kein eigenes Intereſſe an der 
Sache haben. Kommt Unternehmer der Aufforde⸗ 
rung zur Benennung eines Sachverſtändigen nicht 
binnen einer Woche vom Behändigungstage ab nach, 
ſo entſcheidet der von der Behörde gewählte Sach⸗ 
verſtändige allein. Inſoweit die beiden Sachver⸗ 
ſtändigen verſchiedener Meinung ſind, entſcheidet das 
Obergutachten eines dritten Sachverſtändigen, um 


deſſen Benennung diejenige für den Sitz der be⸗ 
theiligten Aufſichtsbehörde zuſtändige Civilbehörde 


erſucht wird, welche in Ausführung des § 152 der 
neuen Faſſung des Gewerbe ⸗Unfallverſicherungs⸗ 
geſetes Reichs⸗Geſetzblatt Nr. 29 für 1900 
Seiten 639/640 — im Allgemeinen als höhere Ver⸗ 
waltungsbehörde beſtimmt ift. 

Der Unternehmer hat ſich den von den Sach⸗ 
verſtändigen behufs gehöriger Prüfung getroffenen 
Anordnungen zu fügen, widrigenfalls die Entſcheidung 
der Aufſichtsbehörde ſeitens des Unternehmers als 
anerkannt gilt. Das Gutachten der Sachverſtändigen 
wird der Behörde übergeben, welche dem Unter⸗ 
nehmer eine beglaubigte Abſchrift zufertigt. Die 
durch das Sachverſtändigenverfahren entſtehenden 
Koſten tragen die Parteien nach Verhältniß ihres 
Unterliegens 

Für alle Rechtsſtreitigkeiten aus dem Vertrage 
ſind die Gerichte ausſchließlich zuſtändig, in deren 
Bezirk die Behörde ihren Sitz hat 

25. Koſten und Stempel. 

Briefe und Depeſchen, welche den Abſchluß und 
die Ausführung des Vertrages betreffen, werden 
beiderſeits frankirt. 

Die Portokoſten für ſolche Geld⸗ und ſonſtige 
Sendungen, welche im ausſchließlichen Intereſſe des 
Unternehmers erfolgen, trägt der letztere. 

Die Stempelſteuer trägt der Unternehmer nach 
Maßgabe der geſetzlichen Beſtimmungen. Auch die⸗ 
jenigen Stempelbeträge ſind von dem Unternehmer 
zu zahlen, die von der Steuerbehörde etwa nach⸗ 
träglich gefordert werden. 

Die übrigen Koſten des Vertragsabſchluſſes, 
d. h. der baaren Auslagen, fallen jedem Theile zur 
Hälfte zur Laſt. 


Beſtim mungen 
für die Bewerbung um Leiſtungen — Arbeiten und 
Lieferungen — für Garniſonbauten. 
1. Perſönliche Leiſtungsfähigkeit der 
Bewerber. 

Bei der Vergebung von Leiſtungen für Gar⸗ 
niſonbauten hat Niemand Ausſicht, als Unternehmer 
angenommen zu werden, der nicht für die tüchtige, 
pünktliche und vollſtändige Ausführung derſelben — 
auch in techniſcher Hinſicht — die erforderliche 
Sicherheit bietet. 

2. Einſicht und Bezug der Verdingungs- 
anſchläge. 

Verdingungsanſchläge, Zeichnungen, Bedingungen 
find an den in der Ausſchreibung bezeichneten Stellen 
einzuſehen, Abſchriften, Nachriſſe werden erforder⸗ 
lichen Falles auf Erſuchen gegen Erſtattung der 
Selbſtkoſten verabfolgt. 

Form und Inhalt der Angebote. 

Die Angebote ſind unter Benutzung der etwa 
vorgeſchriebenen Formulare, von den Bewerbern 
unterſchrieben, mit der in der Ausſchreibung 
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geforderten Ueberſchrift verſehen, verſiegelt und franfirt 

bis zu dem angegebenen Termine einzureichen. 

ie Angebote müſſen enthalten: 

a) die ausdrückliche Erklärung, daß der Bewerber 
ſich den Bedingungen, welche der Ausſchrei⸗ 
dung zu Grunde gelegt ſind, unterwirft; 
die Angabe der geforderten Preiſe nach 
Reichswährung, und zwar ſowohl die Angabe 
der Preiſe für die Einheiten, als auch der 
Geſammtforderung; ſtimmt die Geſammt⸗ 
forderung mit den Einheitspreiſen nicht überein, 
ſo ſollen die letzteren maßgebend ſein, wenn 
Angebote nach Prozenten der Anſchlagsſumme 
verlangt ſind, dieſe Angebote; 

e) die genaue Bezeichnung und Adreſſe des 
Bewerbers; 

ſeitens gemeinſchaftlich bietender Perſonen die 

Erklärung, daß ſie ſich für das Angebot 

ſolidariſch verbindlich machen, und die Be⸗ 

zeichnung eines zur Geſchäftsführung und zur 

Empfangnahme der Zahlungen Bevollmächtig⸗ 

len; letzteres Erforderniß gilt auch für die 

Gebote von Geſellſchaften; 

e) nähere Angaben über die Bezeichnung der etwa 
mit eingereichten Proben. Die Proben ſelbſt 
müſſen ebenfalls vor dem Bietungstermine 
eingeſandt und derartig bezeichnet ſein, daß 
ſich ohne Weiteres erkennen läßt, zu welchem 
Angebot ſie gehören; 

f) die etwa vorgeſchriebenen Angaben über die 
Bezugsquellen. 


Angebote, welche 
entſprechen 0 


b 


— 


je? 
— 


dieſen Vorſchriften nicht 
„insbeſondere ſolche, welche bis zu der 
feſtgeſetzten Terminsſtunde bei der Behörde nicht 
eingegangen ſind, welche bezüglich des Gegenſtandes 
Gag, der Ausſchreibung ſelbſt abweichen, oder das 
21 an Sonderbedingungen knüpfen, haben keine 
N auf Berückſichtigung. 

al > ſollen indeſſen ſolche Angebote nicht grund⸗ 
19 as sgeſchloſſen fein, in welchen der Bewerber 
de I ſich nur während einer kürzeren, als der in 
er Ausſchreibung angegebenen Zuſchlagsfriſt an fein 
Angebot A gn halten zu wollen. 

k tokung des Angebots. 

Die Bewerber bleiben von den Eintreffen des 
Angebots bei der ausſchreihenden Behörde bis zum 
Ablauf der feſtgeſetzten Zuſchlagefriſt bezw. der von 
ihnen bezeichneten kürzeren Friſt (Ziffer 3 letzter 
Abſatz) an ihre Angebote gebunden, . 

Die Bewerber unterwerfen ſich mit 
Angebots in Bezug auf alle für ſie an Ba 

erbindlichkeiten der Gerichtsbarkeit des Ortes, an 

welchem die ausſchreibende Behörde ihren Sitz hat. 
5. Zulaſſung zum Eröffnungstermin. 

en Bewerbern und deren Bevollmächti n 

en 5 er zu dem ale rei. 

5 eröffentlichung der abgegebenen Gebote i 

nicht geſtattet. — = . 


6. Ertheilung des Zuſchlags. 

Der Zuſchlag wird von dem ausſchreibenden 
Beamten oder von der ausſchreibenden Behörde oder 
von einer dieſer übergeordneten Behörde entweder 
im Eröffnungstermin, durch von dem gewählten 
Unternehmer mit zu vollziehende Verhandlung oder 
durch beſondere ſchriftliche Benachrichtigung ertheilt. 

Letzterenfalls iſt derſelbe mit bindender Kraft 
erfolgt, wenn die Benachrichtigung innerhalb der 
Zuſchlagsfriſt als Depeſche oder Brief dem Tele⸗ 
graphen⸗ oder Poſtamt zur Beförderung an die in dem 
Angebot bezeichnete Adreſſe übergeben worden iſt. 

Trifft die Benachrichtigung trotz rechtzeitiger 
Abſendung erſt nach demjenigen Zeitpunkt bei dem 
Empfänger ein, für welchen dieſer bei ordnungs⸗ 
mäßiger Beförderung den Eingang eines rechtzeitig 
abgeſandten Briefes erwarten darf, ſo iſt der Em⸗ 
pfänger an ſein Angebot nicht mehr gebunden, falls 
er ohne Verzug nach dem verſpäteten Eintreffen der 
Zuſchlagserklärung von ſeinem Rücktritt Nachricht 
gegeben hat. Nachricht an diejenigen Bewerber, 
welche den Zuſchlag nicht erhalten, wird nur dann 
ertheilt, wenn dieſelben bei Einreichung des An⸗ 
gebots unter Beifügung des erforderlichen Briefgeld⸗ 
betrages einen desfallſigen Wunſch zu erkennen 
gegeben haben. Proben werden nur dann zurück⸗ 
gegeben, wenn dies in dem Angebotsſchreiben 
ausdrücklich verlangt wird, und erfolgt alsdann die 
Rückſendung auf Koſten des betreffenden Bewerbers. 
Eine Rückgabe findet im Falle der Annahme des 
Angebots nicht ſtatt. Ebenſo kann im Falle der 
Ablehnung deſſelben die Rückgabe inſoweit nicht 
verlangt werden, als die Proben bei den Prüfungen 
verbraucht ſind. 

Eingereichte Entwürfe werden auf Verlangen 
zurückgegeben. N 

Den Empfang des Zuſchlagſchreibens hat der 
Unternehmer umgehend ſchriftlich zu beſtätigen. 

7. Vertragsabſchluß. 

Der Bewerber, welcher den Zuſchlag erhält, 
iſt verpflichtet, auf Erfordern über den durch die 
Ertheilung des Zuſchlages zu Stande gekommenen 
Vertrag eine ſchriftliche Urkunde zu vollziehen, welche 
edoch nur die Bedeutung eines Beweismittels hat, 
ſo daß von ihrer Errichtung der Beginn der Rechte 
und Pflichten aus dem Vertrage nicht bedingt wird. 

Sofern die Unterſchrift des Bewerbers der 
Behörde nicht bekannt iſt, bleibt vorbehalten, eine 
Beglaubigung derſelben zu verlangen. Die der 
Ausſchreibung zu Grunde liegenden Verdingungs⸗ 
anſchläge und Zeichnungen, welche bereits durch das 
Angebot anerkannt ſind, hat der Bewerber bei 
Abſchluß des Vertrages mit zu unterzeichnen. 

8. Sicherheitsſtellung (Kaution). 

Wenn nichts Anderes durch die Ausſchreibung 
beſtimmt iſt, beſtellt der Unternehmer innerhalb 
8 Tagen nach der Ertheilung des Zuſchlages die 
vorgeſchriebene Kaution, widrigenfalls die Behörde 
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befugt iſt, von dem Vertrage zurückzutreten und 
Schadenerſatz zu beanſpruchen. 

9. Koſten der Ausſchreibung. 

Zu den durch die Ausſchreibung ſelbſt entſtehen⸗ 
den Koſten trägt der Unternehmer nicht bei. 

Vorſtehende allgemeinen Vertragsbedingungen 2c. 
werden hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 

Berlin, den 1. April 1902. 

Intendantur des Garde: und III. Armeekorps. 
Bekanntmachung des Landes „Direktors 
der Provinz Brandenburg. 

Nachſtehender 

Erſter Nachtrag 
zum revidirten Reglement der Staͤdte⸗Feuerſozietät 
der Provinz Brandenburg 

vom 21. Februar / 24. März 1896. 

Artikel 1. 

Dem 8 10 tritt als zweiter Abſatz die Be⸗ 
ſtimmung hinzu: 

„Dem Direktorialrath tritt je ein Vertreter 
der Direktion des Neuen Brandenburgiſchen Kre⸗ 
ditinſtituts zu Berlin und der Landesdeputation 
des Markgrafthums Niederlauſitz zu Lübben hinzu, 
ſolange für die kreditverbundenen Grundbeſitzer 
jenes Inſtituts im Gebiete der Städte- Feuer: 
ſozietät der Provinz ſowie für die Beſitzer der 
aus den Fonds der Niederlauſitz zu beleihenden 
Grundſtücke im Gebiete der Sozietät der Zwang 
zum Eintritt in die letztere beſteht.“ 

Artikel 2. 

In § 30 werden die Worte „von 3 zu 3 
Jahren“ erſetzt durch die Worte „für ein oder 
mehrere Jahre.“ 

Vorſtehender Nachtrag iſt von dem Branden⸗ 
burgiſchen Provinziallandtag in der Sitzung vom 
22. Februar 1902 beſchloſſen worden. 

Berlin, den 5. März 1902. 

Der Landesdirektor der Provinz Brandenburg. 
J.⸗Nr. 8060. Frhr. von Manteuffel. I. 8.) 

Der vorſtehende erſte Nachtrag zu dem revi⸗ 
dirten Reglement der Städtefeuerſozletät der Pro⸗ 
vinz Brandenburg vom 21. Februar / 24. März 1896 
wird hierdurch genehmigt. 

Berlin, den 18 März 1902. 

(L. S.) Der Miniſter des Innern. 
Im Auftrage: gez. Peters. 

Genehmigung Ib. 955. 

wird zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 

Berlin, den 1. April 1902. 

Der Landesdirektor der Provinz Brandenburg. 

Frhr. von Manteuffel. 
Verordnungen und Bekauntmachungen der 

Königl. Regierung zu Frankfurt a. O. 

(4) Nachdem der Innungsvorſtand auf Grund 
eines gültigen Beſchluſſes der Innungsverſammlung 
die Zurücknahme der diesſeitigen Anordnungen vom 
2. März und 31. Oktober 1899 ( abgedruckt Re⸗ 
gierungs⸗Amtsblatt S. 99 und 356) beantragt 


hat, ſchließe ich hiermit die Schuhmacherinnung 
(Zwangsinnung) zu Frankfurt a. O. 


Dieſe Anordnung tritt ſofort in Kraft. 
Frankfurt a O., den 31. März 1902. 
Der Regierungs⸗Präſident. 

(2) Nachdem der Innungsvorſtand auf Grund 
eines gültigen Beſchluſſes der Innungsverſammlung 
die Zurücknahme der diesſeitigen Anordnung vom 
9. Mai 1900 (abgedruckt Regierungsamtsblatt 
Seite 160) beantragt hat, ſchließe ich hiermit die 
Innung für das Klempner⸗, Gürtler⸗, Kupfer⸗ 
ſchmiede⸗, Gelbgießer⸗, Elektrotechniker⸗ und In⸗ 
ſtallateurgewerbe (Zwangsinnung) zu Frankfurt a. O. 
Dieſe Anordnung tritt ſofort in Kraft. 

Frankfurt a. O., den 4. April 1902. 

Der Regierungspräſident. 

(3) Der Stadtgemeinde Croſſen a. O. iſt die 
(andesherrliche Genehmigung zur Annahme der Zu⸗ 
wendung, welche ihr der zu Loſchwitz⸗ Dresden ver⸗ 
ſtorbene Rentner Schaede mit zwei Dritttheilen 
ſeines Nachlaſſes in Höhe von 900000 Mark zu 
kommunalen und wohlthätigen Zwecken gemacht hat, 


ertheilt worden. 

Frankfurt a Oder, den 28. März 1902. 
Der Regierungspräſident. 
(3) Aus dem deutſchen Reiche find lau Nr. 13, 

des Centralblattes für das deutſche Reich pro 1902 

folgende Ausländer ausgewieſen worden: 

a) Auf Grund des 839 des Strafgeſetzbuchs. 

Antoine Gardon, Kellner, geboren am 20. Sep⸗ 
tember 1859 zu Nizza, Frankreich, franzöſiſcher 
Staatsangehöriger, wegen Verſuchs des ſchweren 
Diebſtahls (2 Jahre Zuchthaus, laut Erkenntniß 
vom 7. März 1900) ausgewieſen vom Groß⸗ 
herzoglich badiſchen Landeskommiſſär zu Karlsruhe 
am 14. Februar d. J. 

Herman Herget, Porzellandreher, geboren am 6. 
Auguſt 1858 zu Langlamitz, Bezirk Luditz, Böhmen, 
öſterreichiſcher Staatsangehöriger, wegen Verſuchs 
des ſchweren Raubes (3 Jahre Zuchthaus, laut 
Erkenntniß vom 8. März 1899) ausgewieſen vom 
Königlich bayeriſchen Bezirksamt Bamberg II am 
1. März d. J. 

Michael Hojer, Büttner, geboren am 16. Auguſt 
1876 zu Bruck, Bayern, ortsangehörig zu Schön⸗ 
bach, Bezirk Eger, Böhmen, weden neun ſchwerer 
und zwei einfacher Diebſtähle im Rückfalle (5 Jahre 
Zuchthaus, laut Erkenntniß vom 16. Januar 1897) 
ausgewieſen vom Königlich bayeriſchen Bezirksamt 
Erlangen am 23. April 1897. 

p) Auf Grund des 8 362 des Strafgeſetzbuchs. 

Georg Bruß, Fabrikarbeiter (Tuchmacher), geboren 
am 5. März 1853 zu Drahomiſchl, Bezirk Bieliß, 
Oeſterreichiſch Schleſien, ortsangehörig ebendaſelbſt, 
wegen Landſtreichens aus ewieſen vom Königlich 
preußiſchen Regierungspräſidenten zu Oppeln am 
15. Januar d. J. 

Thomas Cerny, Tagelöhner, geboren am 3. Mai 
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1873 zu Mrakove, Bezirk Taus, Böhmen, orts⸗ 
angehörig zu Nakoſic, Bezirk Biſchofteinitz, eben⸗ 
daſelbſt, wegen Landſtreichens und Bettelns aus- 
gewieſen vom Königlich bayeriſchen Bezirksamt 
Paſſau am 12. März d. J. 

Auguſt Hammer Stuckateur, geboren am 28 Auguſt 
1857 zu Rheine, Kreis Steinfurt, Preußen, orts⸗ 
angehörig zu Venlo, Niederlande, wegen Bettelns 
ausgewieſen vom Königlich preußiſchen Regierungs⸗ 
präſidenten zu Düſſeldorf am 19. März d. J. 

Peter Ivanzich, Arbeiter, geboren im Jahre 1867 
zu Viſinada, Bezirk Parenzo, Oeſterreich, öfter: 
reichiſcher Staatsangehöriger, wegen Landſtreichens 
und Bettelns ausgewieſen vom Kaiſerlichen Be⸗ 
zirkspräſidenten zu Colmar am 11. März d. J. 

Anton Daniel Ferdinand Kantuzi, ohne Stand, 
geboren am 21. Aanttar 1878 zu Rumburg, 
Böhmen, öſterreichiſcher Staatsangehöriger, wegen 
Bettelns ausgewieſen vom Königlich preußiſchen 
Regierungspräſidenten zu Trier am 14. März d. J. 

Marie Krmela, unverehelichte, 30 Jahre alt, ge⸗ 
boren zu Wyſchehor, Bezirk Hohenſtadt, Mähren, 
ortsangehörig ebendaſelbſt, wegen Landſtreichens 
ausgewieſen vom Königlich preußiſchen Regierungs⸗ 
präſidenten zu Oppeln am 24. Dezember v. J. 

Carlo Machetto, Maurer und Schreiner, geboren 
am 19. Auguſt 1867 zu Camandona, Bezirk No⸗ 
vara, Italien, ortsangehörig ebendaſelbſt, wegen 
Landſtreichens ausgewieſen vom Kaiſerlichen Be⸗ 
zirkspräſidenten zu Straßburg am 13. März d. J. 

Johann Züſt, Viehwärter, geboren am 18. Sep⸗ 
tember 1862 zu Kleinenbuch, Gemeinde Rehtobel, 
Kanton Appenzell, Schweiz, ortsangehörig zu 
Wolfhalden, Kanton Appenzell, wegen Bettelns 
ausgewieſen vom Königlich bayeriſchen Bezirksamt 
Aichach am 6. März d. J. 

Frankfurt a. O., den 4. April 1902. 
Der Regierungs⸗Präſident. 
(5) Durch Beſchluß des Kreisausſchuſſes des 

Kreiſes Oſt⸗Sternberg vom 21. d. Mts. iſt die von 

dem Gaſtwirth Karl Steinicke in Groß⸗Kirſchbaum 

erworbene Parzelle Kartenblatt 3 Nr. 279/198 der 

Dorfaue in Gr.⸗Kirſchbaum von 0,0025 ha Flächen⸗ 

inhalt in den Gemeindebezirk Gr.⸗Kirſchbaum ein⸗ 

gemeindet worden. 
Bekanntmachungen des Regierungs⸗ 
Präſidenten zu Potsdam. 
(J) Abmeſſung der Flöſſe. 
Die Beſtimmungen in den 88 66 und 

67 der Strom und Schifffabrispolizeiverordnung 

für die dem Regierungspräſidenten zu Potsdam 

unterſtellten Waſſerſtraßen vom 17. Januar 1896 

(Sonderausgabe des Amtsblattes vom 3. Februar 

1896) werden folgendermaßen abgeändert: 

8.66. Die größte zuläſſige Breite der Flöße 
beträgt 3,00 m mit folgenden Ausnahmen: 
a) eine Breite bis zu 4,60 m iſt zuläſſig: 
1. auf der Unteren Havelwaſſerſtraße von 1 km 


unterhalb der Havelberger Zugbrücke bis 

Spandau, einſchließlich der Sakrow⸗Paretzer 

Waſſerſtraße, des Brandenburger Stadtkanals 

und des Rathenower Hauptſchleuſenkanals, 

2. auf der Havel⸗Oder⸗Waſſerſtraße von Liepe 
bis Hohenſaathen (Oderberger Gewäſſer) für 
Flöße, welche von der Oder kommen, 

3. auf der Spree⸗Oder⸗Waſſerſtraße von 
Spandau (Em 0,0) bis zum Seddinſee km 
45), von Große Tränke (Em 69) bis Fluth⸗ 
krug (km. 88,8) und von Buſchſchleuſe (km 
96,2) bis Schlaubehammer (km 107,5). 
(Wegen der übrigen Strecken vergl. 8 134 
der Strom⸗ und Schifffahrtspolizeiverordnung), 

. auf der Waſſerſtraße Betzſee⸗Riewendſee, 

. auf der Potsdamer Havel, 

. auf der Wriezener alten Oder für Flöße, 
welche durch die Hohenſaathener Schleuſe von 
der Oder kommen, f 
7. auf der Dahme⸗Waſſerſtraße von Schmöckwitz 

bis zur Einmündung der Teupitzer Gewäſſer 

bei km 26,0, 

8. auf der kanaliſirten Notte, 

9. auf der Müggelſpree von Cöpenick bis Große 
Tränke, 

10. auf dem Friedrich⸗Wilhelms⸗ Kanal (von 
Schlaubehammer bis Brieskow), 

11. auf der oberen Spree⸗Waſſerſtraße (von der 
Spree⸗Oder⸗Waſſerſtraße — Buſchſchleuſe — 
bis Leibſch), ; 

p) eine Breite bis zu 13 m ift zuläſſig auf der 
Unteren Havelwaſſerſtraße von 1 km unterhalb der 
Havelberger Zugbrücke bis zur Elbe. 

8 67. Die größte zuläſſige Länge der Flöße beträgt 
120 m Ausgenommen ſind die nachſtehend genannten 
Waſſerſtraßen, auf denen nur 60 m Länge zuläſſig iſt: 

1. die kanaliſirte Notte, 

2. die Emſter⸗Gewäſſer, 

3. die obere Spree vom großen Schwielochſee bis 
Leibſch, 

4. die zwiſchen Seeen gelegenen Strecken der 
Rheinsberger und Zechliner Gewäſſer. 
Potsdam, den 29. März 1902. 

Der Regierungspräſident. 

Zulaſſung und Anordnung der Dampf⸗Schleppzüge. 
(2) Hinſichtlich der im § 49 der Strom⸗ und 

Schifffahrtspolizeiverordnung für die dem Regierungs⸗ 

präsidenten zu Potsdam unterſtellten Waſſerſtraßen 

vom 17. Januar 1896 (Sonderausgabe des Amts⸗ 
blattes vom 3. Februar 1896) benannten Waſſer⸗ 
ſtraßen, auf denen Dampfſchleppzüge geſtattet ſind, 
und der daſelbſt angegebenen Zahl der Anhänge 

wird zuſätzlich beſtimmt: 6 

Mit Dampfſchleppzügen dürfen ferner befahren 
werden: * 

Die Beetzſee⸗Riewendſee⸗Waſſerſtraße und 
der Stolpgraben bei Rüdersdorf. 

Die Zahl der Anhänge, welche in einem Zuge 
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geſchleppt werden dürfen, und deren Abſtand von ein⸗ 


ander höchſtens 5 m betragen darf, iſt folgende: 


a) auf der Beetzſee⸗Riewendſee⸗Waſſerſtraße drei, 


bp) auf dem Stolpgraben zwei, 

e) auf der Müggelſpree vom Dämeritzſee bis zum 
Müggelſee zu Thal zwei (bisher waren ge⸗ 
mäß 8 49 Ziffer 40 vier Anhänge zugelaſſen). 

Potsdam, den 29. März 1902. 
Der Regierungspräſident. 
Vekauntmachung des Königlichen 
Ober-Bergamts zu Halle. 


Es wird hiermit zur öffentlichen Kenntniß 


gebracht, daß die durch die Verſetzung des König⸗ 


lichen Geheimen Bergraths Arlt in den nachgeſuchten 


Ruheſtand zur Erledigung gekommene Stelle des 
Revierbeamten für das Königliche Bergrevier Frank⸗ 
furt a. O. dem Bergmeiſter Neumann in Frank⸗ 
furt a. O. übertragen worden iſt. 

Halle a. S., den 4. April 1902. 

Königliches Oberbergamt. 

Bekanntmachung der Königlichen 

Eiſenbahn⸗Direklion zu Berlin. 

Vom 7. April d. J. ab finden die Sätze 
des Ausnahmetarifs 2 (Rohſtofftarifs) auch auf die 
in den Nachträgen 3 und 4 unter Ziffer II. 1 bis 
4,6 und 7 aufgeführten Artikel Erde und Thon, 
Kartoffeln, Rüben, Torf, Torfſtreu und Torfmull, 
Holzbriketts, ſowie auf Holzſägeſpäne (Holzſägemehl) 
unter den bei einzelnen Artikeln für das Ladegewicht 
der geſtellten Wagen vorgeſehenen Bedingungen im 
geſammten Verbandsverkehr Anwendung. 

Für den unter Ziffer III. 5 des Ausnahme⸗ 
tarifs aufgeführten Artikel Holz tritt mit Gültigkeit 
vom 1 Juni d. J. die Einſchränkung ein, daß im 
Verkehr mit Lichtenfels die Ausnahmeſätze nur in den 
Stationsverbindungen berechnet werden, für die im 
Berlin Stettin⸗Mitteldeutſchen und Oſtdeutſch⸗ 
Mitteldeutſchen Gütertarif im Verkehr mit Lichten. 
fels Entfernungen vorgeſehen ſind. 

Der Ausnahmetarif 2a (Porzellanerde) Seite 11 
des Nachtrags 1, wird am 7. April d. J. aufgehoben. 

Berlin, den 29. März 1902. 

Königliche Eiſenbahndirektion, 
namens der Verbands⸗Verwaltungen. 
Perſonal Chronik. 

(1) Ernannt: Der bisherige Regierungs⸗ 
baumeiſter Gläſer in Freienwalde zum Königlichen 
Waſſerbauinſpektor. 

(2) Dem Bauſekretär Lienig iſt vom 1. April 
d. Is. ab unter der Vorausſetzung der verfaſſungs⸗ 
mäßigen Genehmigung des Staatshaushaltsetats 
für das Etatsjahr 1902 die bei der Königlichen Re⸗ 
gierung zu Frankfurt a. O. neu errichtete feſte 
Regierungsbauſekretärſtelle (für Waſſerbau) verliehen 
worden. 

(3) Der Büreauhilfsarbeiter Heinrich Braun 


— .. pe ee 


Redigirt im Büreau der Königl. 


zu Arnswalde iſt zum Bauſekretair ernannt und 
ihm die vom 1. April d. 38. ab bei der Kreis⸗ 
bauinſpektion zu Arnswalde errichtete Vauſekretair⸗ 
ſtelle vom gleichen Tage ab verliehen worden. 

(4) Der Landmeſſer Paul Ullmann in Colt⸗ 
bus iſt am 22. März 1902 eidlich verpflichtet worden. 

(5) Der Amtmann, Leutnannt Richard Oloff 
zu Friedersdorf bei Brehnitz iſt zum Kreisver⸗ 
ordneten für den Kreis Luckau gewählt und als 
ſolcher beſtätigt worden. 

(6) Im Kreiſe Guben iſt der Ritterguts⸗ 
beſitzer Major z D. von Düring zu Schenkendöbern 
zum Amtsvorſteher für den Amtsbezirk 24 Schenten- 
döbern ernannt worden. 


(7) Im Kreiſe Lebus iſt ernannt worden der 
Zimmermeiſter Wilhelm Keſſel zu Sieversdorf zum 
Amtsvorſteher⸗Stellvertreter für den Amtsbezirk 7 
Petersdorf. 

Ernannt: Telegraphenamtskaſſirer Brade in 
Frankfurt (Oder) zum Ober⸗Poſtinſpektor; Ober⸗ 
Poſtdirektionsſekretär Jahn in Lübben (Lauſ.) zum 
Poſtdirektor. 

Verſetzt: Poſtmeiſter Breuer von Kirchhain 
(Niederl.) nach Lübbenau, Poſtmeiſter Pigulla von 
Darkehmen nach Kirchhain (Niederl.), Poſtſekretär 
Schulz von Croſſen (Oder) nach Forſt (Lauſ.), Ober⸗ 
Poſtaſſiſtent Thomas von Spremberg (Lauſ.) nach 
Calau, Poſtaſſiſtent Schüler von Forſt (Lauſ.) nach 
Frankfurt (Oder). Poſtverwalter Gebert von Anna⸗ 
hütte nach Cottbus als Ober⸗-Poſtaſſiſtent; Poſt⸗ 
aſſiſtent Krüger von Letſchin nach Aunahütte als 
Poſtverwalter. 

Uebertragen: Dem Poſtſekretär Thiel in 
Frankfurt (Oder) eine Büreaubeamtenſtelle I Klaſſe 
bei der Ober⸗Poſtdirektion in Düſſeldorf, dem Poſt⸗ 
ſekretär Paul in Frankfurt (Oder) eine Bureau⸗ 
beamtenſtelle I. Klaſſe bei der Ober⸗Poſtdirektion in 
Braunſchweig. 

Verliehen: Der Titel „Poſtſekretär“ dem 
Poſtverwalter Klinkerfuß in Neuwedell beim Scheiden 
aus dem Dienſte. 

Vermiſchtes. 

(1) Erledigt wird demnächſt die Pfarrſtelle 
Königlichen Patronats zu Meſſow, Diözeſe Croſſen I, 
Einkommen nach Grundgehaltsklaſſe IV) durch 
Verſetzung des bisherigen Inhabers. Die Wieder⸗ 
beſetzung ſteht dem Kirchenregimente zu. 

(2) Der bisherige Predigtamtskandidai 
Friedrich Adolf Johannes Schultze iſt zum Pfarrer 
der Parochie Neu⸗Lietzegöricke, Diözeſe Königsberg I, 


(3) Bekanntmachung. Das Büreau bes 
Königlichen Bergreviers Frankfurt a. O. befindet 
ſich Huttenſtraße 8 pt. und iſt von 9 Uhr Vor⸗ 
mittag bis 1 Uhr Mittag geöffnet 


Druck der Königl. Hofbuchdruckere! Trowitzſch u. Sohn in Frankfurt a. O. 


